
Verbrechen darstellen und damit auch die Anwendung 
des Haftgrundes des Verbrechens begründen.

B e i s p i e l :
Der Beschuldigte hat, wie vorstehend ausgeführt, in 
drei Fällen durch vorsätzliche Sachbeschädigung in er­
heblichem Umfang persönliches Eigentum geschädigt. 
Unter Berücksichtigung der Strafandrohung in § 64 
Abs. 3 StGB ist die Gesamtheit dieser dem Beschuldig­
ten zur Last gelegten strafbaren Handlungen als Ver­
brechen zu beurteilen. Die Anordnung der Unter­
suchungshaft ist deshalb gemäß § 122 Abs. 1 Ziff. 2 
StPO gerechtfertigt.
4. Der Haftgrund der Wiederholungsgefahr gemäß § 122 
Abs. 1 Ziff. 3 StPO kann angewandt werden, wenn das 
Verhalten des Beschuldigten oder Angeklagten eine 
wiederholte, gleichartige und erhebliche Mißachtung 
der Strafgesetze darstellt.
Bei Haftbefehlen mit diesem Haftgrund ist bereits in 
der Darstellung der Handlungen, deren der Beschul­
digte oder Angeklagte dringend verdächtig ist, deutlich 
zu machen, daß die nachfolgende Straftat im Verhältnis 
zu den Vortaten eine selbständige, zeitlich von den 
Vortaten abgrenzbare Handlung ist. Bei allen ange­
führten Handlungen müssen die Merkmale hervorgeho­
ben werden, aus denen erkennbar ist, daß es sich in 
objektiver und subjektiver Hinsicht um Straftaten han­
delt. Es muß ferner dargelegt werden, daß gleichartige 
Handlungen vorliegen (Ziff. 3.5.2. der Richtlinie Nr. 27). 
Bei der Schilderung des Sachverhalts müssen auch die 
Merkmale deutlich gemacht werden, die erkennen las­
sen, daß es sich bei der erneuten Straftat um eine er­
hebliche Mißachtung der Strafgesetze (Ziff. 3.5.3. der 
Richtlinie Nr. 27) handelt, die den Schluß rechtfertigt, 
daß eine Strafe mit 'Freiheitsentzug zu erwarten ist.

B e i s p i e l :
N. N. wird beschuldigt,
1. Am 20. Mai 1970 gegen 21.00 Uhr den Bürger K. L. 
in X. körperlich mißhandelt und an der Gesundheit 
geschädigt zu haben (der Gesundheitsschaden ist kurz 
zu beschreiben),
2. am 22. Mai 1970 gegen 22.00 Uhr vorsätzlich drei 
Schaufenster der HO-Verkaufsstelle in Y. zertrümmert 
zu haben. Als der Bürger R. S. ihn von diesen Hand­
lungen abhalten wollte, schlug der Beschuldigte auf 
ihn ein, so daß R. S. zu Boden fiel und sich eine Ge­
hirnerschütterung zuzog.
Der Beschuldigte soll in beiden Fällen unter dem Ein­
fluß von Alkohol gestanden haben.
Er ist bereits am 3. März 1970 vom Kreisgericht О. 
wegen vorsätzlicher Körperverletzung auf Bewährung 
verurteilt worden.
Das in der Begründung des Haftgrundes der Wieder­
holungsgefahr geschilderte bisherige strafrechtswidrige 
Verhalten des Beschuldigten oder Angeklagten muß 
den Schluß rechtfertigen, daß die Gefahr der Fortsetzung 
des strafrechtswidrigen Verhaltens besteht (Ziff. 3.5.4. 
der Richtlinie Nr. 27). Auch der konkrete innere Zu­
sammenhang zwischen der erneuten Straftat und der 
Vortat ist in der Begründung aufzuzeigen. Außerdem 
muß erkennbar sein, daß für den Beschuldigten oder 
Angeklagten bei einem Absehen von der Inhaftierung 
die reale Möglichkeit zur Fortführung.seiner Straftaten 
besteht.
B e i s p i e l :
Der Beschuldigte hat sich mit den ihm zur Last geleg­
ten Handlungen vom 20. bis 22. Mai 1970 über die ihm 
mit der Vorstrafe erteilten Lehren hinweggesetzt und 
eine hartnäckige Mißachtung der Strafgesetze zum 
Ausdruck gebracht. Aus dieser in seinem Verhalten 
deutlich werdenden negativen Grundeinstellung zu sei­
ner gesellschaftlichen Verantwortung ist der Schluß ge­
rechtfertigt, daß der Beschuldigte sein strafrechtswidri­
ges Verhalten fortsetzen wird.

5. Die Anwendung des Haftgrundes der Haftstrafe ge­
mäß § 122 Abs. 1- Ziff. 4 StPO setzt den dringenden Ver­
dacht voraus, daß der Beschuldigte oder Angeklagte 
mit der ihm zur Last gelegten Handlung die Tat­
bestandsmerkmale eines Strafgesetzes erfüllt hat, das 
als Sanktion Haftstrafe androht (Ziff. 3.6. der Richtlinie 
Nr. 27). Es kommt dabei nur äuf die A n d r o h u n g  
der Haftstrafe an.
Der Haftgrund der Haftstrafe darf aber nur angewandt 
werden, wenn im konkreten Fall zu erwarten ist, daß 
eine im verletzten Strafgesetz angedrohte Strafe mit 
Freiheitsentzug ausgesprochen wird. Dieser Umstand 
muß in der Begründung des Haftbefehls deutlich her­
vorgehoben werden.

B e i s p i e l :
Nach dem dargelegten Tatgeschehen ist der Beschuldigte 
dringend verdächtig, sich an JHandlungen einer Gruppe 
beteiligt zu haben, die in grober Weise Bürger belästigte 
und in einer erheblichen Anzahl ■*von Fällen Sachen 
und Einrichtungen böswillig beschädigte. Für diese 
Handlungen ist gemäß § 215 Abs. 1 StGB neben anderen 
Freiheitsstrafen auch Haftstrafe angedroht. Auf Grund 
der wiederholten Beteiligung und der gezeigten Tat­
intensität ist bei dem Beschuldigten mit dem Ausspruch 
einer Strafe mit Freiheitsentzug zu rechnen.

Zur Begründung der gerichtlichen Entscheidung 
über die Haftprüfung

Nach dem Einreichen der Anklageschrift ist das Gericht 
verpflichtet, jederzeit zu prüfen, ob die Voraussetzun­
gen für die Fortdauer der Untersuchungshaft noch vor­
liegen (§ 131 Abs. 1 StPO). Ergibt die Haftprüfung, daß 
der Haftbefehl weiterhin gesetzlich begründet und ge­
sellschaftlich notwendig ist, so müssen die Gründe 
unter Angabe des gesetzlichen Haftgrundes durch An­
führung der entsprechenden Tatsachen festgestellt wer­
den (Ziff. 4.З.4.1. der Richtlinie Nr. 27). Es genügt also 
nicht, am Schluß des Eröffnungsbeschlusses auszufüh­
ren, daß „die Fortdauer der Untersuchungshaft aus den 
Gründen ihrer Anordnung beschlossen wird“. Anderer­
seits ist es selbstverständlich nicht erforderlich, alle 
Tatsachen, die zur Begründung der Eröffnung des 
Hauptverfahrens angeführt werden, zur Begründung 
der Fortdauer der Untersuchungshaft nochmals aus­
führlich wiederzugeben.

Die Begründung kann etwa folgendermaßen lauten:
Die vorstehend geschilderte Handlung, deren der An­
geklagte dringend verdächtig ist, erfüllt den Tatbestand 
eines Verbrechens gemäß § 121 Abs. 2 Z i f f .  3 StGB, weil 
der Täter bereits am 24. Januar 1969 durch das Kreis­
gericht Z. wegen einer Straftat gemäß §122 StGB be­
straft wurde. Die Fortdauer der Untersuchungshaft 
wird angeordnet, weil ein Verbrechen den Gegenstand 
des Verfahrens bildet (§ 122 Abs. 1 Z i f f .  2 StPO). Die 
Schwere der Straftat macht auch für die Gesellschaft 
die Fortdauer der Untersuchungshaft erforderlich. 
Stützt sich die Anordnung der Fortdauer der Unter­
suchungshaft auf § 122 Abs. 1 Ziff. 3 StPO, so könnten 
die Gründe etwa in folgender Weise dargestellt wer­
den:
Die Überprüfung der Strafsache gegen den Angeklagten 
N. N. im Eröffnungsverfahren hat ergeben, daß er der 
mehrfachen Begehung eines Vergehens nach § 148 Abs. 1 
StGB dringend verdächtig ist. Diese Handlungen stellen 
eine erhebliche Mißachtung der Strafgesetze dar. Der 
Angeklagte ist bereits am 24. Januar 1969 vom Kreis­
gericht Z. wegen eines gleichartigen Delikts ( § 1 4 9  
Abs. 1 StGB) strafrechtlich zur Verantwortung gezogen 
worden. Das gesamte bisherige strafrechtswidrige Ver­
halten des Angeklagten rechtfertigt daher den Schluß, 
daß die Gefahr der Fortsetzung seines strafrechtswidri­
gen Verhaltens besteht. Die Fortdauer der Unter­
suchungshaft ist daher gesetzlich begründet und gesell­
schaftlich notwendig.


